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Berichtigung 


/.S8SJVç . ̃ ß ̃ einer ꝗ³⁰- ̃—cꝙ . . '.... 


(Nr. 13355.) Geſetz über die Bereitſtellung weiterer Geldmittel zur Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich⸗ 
und e e an der oberen und mittleren Oder. Vom 28. April 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


81. 

(1) Die durch das Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem 
Geſetze vom 12. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. S. 335) durchzuführende Regelung der Hochwaſſer⸗, 
Deich- und Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder, vom 24. April 1923 (Geſetzſamml. 
S. 136) auf 5159 Millionen Mark und durch Geſetz vom 6. Juni 1925 (Geſetzſamml. S. 69) 
zunächſt um weitere 3 700 000 Goldmark erhöhte Bauſumme wird um weitere 3 920 000 AM erhöht. 

(2) Wegen Beteiligung der Provinzen und Heranziehung der öffentlichen Verbände und 
e finden die Vorſchriften der Geſetze vom 12. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. S. 335), vom 
12. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 341), vom 24. April 1923 (Geſetzſamml. S. 136) und vom 
6. Juni 1925 (Geſetzſamml. S. 69) entſprechende Anwendung. Das gleiche gilt für die Einnahmen, 
die ſich aus der Verwertung der aus Mitteln dieſes Geſetzes erworbenen unbeweglichen und beweg⸗ 
lichen Werte ergeben. 

82. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu 
beſchaffen. Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf, bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur 
Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


8 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. f 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. April 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 
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(Nr. 13356.) Geſetz über die Weitergewährung von Mitteln für die wirtſchaftliche Verſorgung der 
Pfarrer der evangeliſchen Landeskirchen und der katholiſchen Kirche (Pfarrbeſoldungs⸗ 
gejch). Vom 30. April 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
(1) Für die Rechnungsjahre 1927 und 1928 werden für die Zwecke der Pfarrbeſoldung aus 
Staatsmitteln bereitgeſtellt: 
a) für die evangeliſchen Landeskirchen Bedürfniszuſchüſſe für das Rechnungsjahr 1927 bis zu 
47 000 000 RM, für das Rechnungsjahr 1928 bis zu 51 000 000 RM; 
b) für die katholiſche Kirche Bedürfniszuſchüſſe für das Rechnungsjahr 1927 bis zu 
19 350 000 RM, für das Rechnungsjahr 1928 bis zu 21 000 000 RM. 
(2) Die Verteilung dieſer Zuſchüſſe auf die einzelnen evangeliſchen Landeskirchen und 
katholiſchen Diözeſen erſolgt durch den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und den 
Finanzminiſter nach Benehmen mit den kirchlichen Behörden. 


8 2. 

(1) Die Zuſchüſſe des § 1 ſind dazu beſtimmt, den Kirchen zu ermöglichen, die Dienſt- und 
Verſorgungsbezüge ihrer preußiſchen Pfarrer an diejenigen der in Beſoldungsgruppe A 10 und ſeit 
dem 1. Oktober 1927 in Beſoldungsgruppe A 2 b zur erſten planmäßigen Anſtellung gelangenden 
unmittelbaren Staatsbeamten anzupaſſen. 

(2) Die kirchlichen Ordnungen über die dem Pfarrerſtande zu gewährenden Dienſt- und Ver⸗ 
ſorgungsbezüge bedürfen der Zuſtimmung des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
und des Finanzminiſters. 

83. 

Die Kirchengemeinden find verpflichtet, ihren Pfarrern die ihnen nach der kirchlichen Ordnung 
im Sinne des $ 2 zuſtehende Beſoldung zu gewähren, ſoweit fie nicht durch den Ertrag des Stellen— 
einkommens oder durch anderweite kirchliche Einnahmen des Stelleninhabers gedeckt iſt. 


8 4. 

(1) Den Kirchengemeinden, welche nicht als leiſtungsfähig anzuſehen find, die ihnen nach § 3 
obliegende Verpflichtung zu erfüllen, ſowie den kirchlichen Stellen, welche für die Verſorgung der 
Ruheſtandspfarrer und der Pfarrhinterbliebenen einzutreten haben, ſind aus den im § 1 bereit⸗ 
geſtellten Staatsmitteln Beihilfen zu bewilligen. 

(2) Die Bewilligung der Beihilfen erfolgt nach Grundſätzen, welche von dem Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und dem Finanzminiſter nach Benehmen mit den kirchlichen 
Behörden aufgeſtellt werden. 

(3) Bei der Bemeſſung der kirchenſteuerlichen Leiſtungsfähigkeit iſt hierbei auf die Inanſpruch⸗ 
nahme der kirchlichen Leiſtungsfähigkeit durch die ſonſtigen Verpflichtungen, Einrichtungen, Bedürf— 
niſſe und Aufgaben der Kirchen, ihrer Verbände und Gemeinden entſprechend ihrer jeweiligen 
geſamten Wirtſchaftslage Rückſicht zu nehmen. 


8 5. 

Durch die vorſtehend getroffene einſtweilige Regelung wird der Ablöſung der bisherigen 
Staatsleiſtungen gemäß Artikel 138 der Reichsverfaſſung nicht vorgegriffen; insbeſondere kann aus 
dieſer Regelung von keiner Seite weder bei der endgültigen geſetzlichen Regelung der Pfarrbeſoldung 
noch bei der Ablöſung der Staatsleiſtungen nach ihrem Rechtsgrund, ihrem Inhalt oder ihrer Höhe 
ein Anſpruch oder ein Einwand abgeleitet werden. 


8 6. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigk, die Geltungsdauer dieſes Geſetzes längſtens bis zum 
Ablaufe des Rechnungsjahrs 1930 zu verlängern mit der Maßgabe, daß für die Rechnungsjahre 
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1929 und 1930 die im § 1 Abſ. 1 erwähnten Bedürfniszuſchüſſe bis zu den für das Rechnungs⸗ 
jahr 1928 ausgeworfenen Beträgen bereitgeſtellt werden. 


SH. 

Es werden aufgehoben: 

a) das Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens der 
Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirchen vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 
S. 104); 

b) das Geſetz über die Vereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens 
der katholiſchen Pfarrer vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 106); 

e) das Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes vom 17. Dezember 1920 über die Bereitſtellung von 
Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer vom 
14. März 1922 (Geſetzſamml. S. 75); 

d) das Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes vom 17. Dezember 1920 über die Bereitſtellung 
von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens der Pfarrer der evangeliſchen 
Landeskirchen vom 7. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 243); 

e) das Geſetz zur weiteren Ergänzung des Geſetzes vom 17. Dezember 1920 über die Bereit- 
ſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer vom 
7. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 279). 


88. 
Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und der Finanzminiſter werden mit 
der Ausführung des Geſetzes beauftragt. 
89, 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1927 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 30. April 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Becker. Höpker Aſchoff. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Februar 1928 
über die Genehmigung von Anderungen der Satzung der Landſchaftlichen Bank der 
Provinz Schleswig-Holftein 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 11 S. 83, ausgegeben am 17. März 1928; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Februar 1928 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch-Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), für den Bau einer 100 000 Volt-Leitung von dem 
Umſpannwerk in Niederhauſen a. Nahe nach Oberſtein-Idar 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 10 S. 25, ausgegeben am 10. März 1928; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. März 1928 

N über die Genehmigung von Anderungen der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen 
Landſchaft 8 x 

durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 13 S. 99, ausgegeben am 31. März 1928; 
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10. 


br. Grunau, Hol ten. str.129/3 9 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. März 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Landkraftwerke Leipzig, Aktiengeſellſchaft 
in Kulkwitz, für den Bau einer 30 000 Volt⸗Leitung von Wölkau nach Groß Kayna 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 12 S. 53, ausgegeben am 24. März 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. März 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Cochem für den Bau 
von Weinbergswegen in der Gemarkung Cochem 


durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 13 S. 35, ausgegeben am 31. März 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. März 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Lauban für den chauſſee⸗ 
mäßigen Ausbau der Straße Ober Linda —Gerlachsheim 
durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 15 S. 65, ausgegeben am 14. April 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. März 1928 


über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Schleſiſchen Landſchaftlichen Bank 
in Breslau 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 17 S. 170, ausgegeben am 28. April 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. März 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Nordweſtdeutſchen Kraftwerke, Aktien⸗ 
geſellſchaft in Hamburg, für die Errichtung eines Umſpann- und Schaltwerkes 
durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 15 S. 78, ausgegeben am 14. April 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. März 1928 


über die Verleihung des Rechtes an die Stadtgemeinde Kreuznach, die auf der Naheinſel 
in Bad Kreuznach gelegene, den Karl Schäferſchen Erben gehörigen Grundſtücke, ſoweit 
dies für die Sicherung der Waſſerverſorgung des ſtädtiſchen öffentlichen Schlachthauſes und 
ſeiner Kühlanlage erforderlich iſt, mit einer dauernden Beſchränkung zu belaſten 

durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 16 S. 49, ausgegeben am 21. April 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. März 1928 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft 
in Berlin für den Bau einer aus der 60 000 Volt⸗Leitung von Kaſſel nach Hannover 
ſüdlich Einbeck abzweigenden 60 000 Volt⸗Leitung nach Vorwohle 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 15 S. 51, ausgegeben am 14. April 1928. 


Berichtigung. 
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